
Besetzung vorsieht, daß nach dem 
Generalkriegsvertrag diese Besetzung 
unbegrenzt ist, wir müssen zeigen, 
daß das Potsdamer Abkommen ein 
einheitliches, friedliebendes Deutsch­
land, die Schaffung eines einheitlichen, 
friedliebenden nationalen Staates im 
Gegensatz zum Generalkriegsvertrag 
vorsieht, wir müssen nachweisen, daß 
durch das Potsdamer Abkommen ein 
gerechter. Friedensvertrag zugesichert 
ist, daß aber daran nicht zu denken 
ist, wenn der Generalkriegsvertrag 
durchgesetzt wird.

Die Notwendigkeit einer klaren und 
prinzipiellen Argumentation trifft auch 
für die Frage der Stellung zur Sowjet­
union zu. Es gibt in Westdeutschland 
jetzt dafür eine größere Aufgeschlos­
senheit. Viele Menschen sagen schon: 
„Hört mit der Hetze gegen die Sowjet­
union auf, verständigt euch lieber!" 
Auch zu dem Argument der „Vertei­
digung“ müssen wir den Volksmassen 
erst noch klar machen, daß die So­
wjetmacht die entschiedenste Friedens­
macht und der Freund des deutschen 
Volkes ist.

Zusammen mit diesen Auseinander­
setzungen scheint mir im Hinblick aut

Die Schaffung der Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse hat in West­
deutschland sichtbare Fortschritte ge­
macht. Alle patriotischen Kräfte haben 
deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß sie nicht den Weg des 
Ruins und des Todes, sondern den 
Weg der Einheit in Frieden und Frei­
heit wollen. Die gefährlichste Erschei­
nung in dieser Situation ist meines 
Erachtens das Sektierertum, wie es 
sich bei Genossen der KPD insbeson­
dere in der Einstellung zu den na­
tionalen Kräften des Bürgertums 
beispielsweise zur Notgemeinschaft 
oder in der Ablehnung der Arbeit im 
Deutschen Gewerkschaftsbund, äußert.

Bei uns in . der Deutschen Demokra­
tischen Republik wird in den letzten 
Wochen in Kreisleitungen, Zirkeln 
und Parteiorganisationen sehr viel 
über die Frage, ob die SPD eine Ar­
beiterpartei ist, diskutiert, was ich 
ebenfalls für einen Ausdruck dieser 
sektiererischen Stimmung halte. Zu­
meist können die Genossen auf diese 
Frage keine Antwort finden, wie aus 
Briefen, die wir erhalten, hervorgeht. 
Die Genossen verlangen eine ein­
deutige Antwort, ja oder nein! Sie 
verstehen nicht, daß man darauf ja 
und nein antworten muß.

Die Politik der rechten SPD-Führer 
ist eine Politik nicht nur im Inter-

die Tatsache, daß wir die Einstellung 
der sozialdemokratischen Mitglieder 
verändern müssen, notwendig, mit 
einer Reihe praktischer Maßnahmen 
an die sozialdemokratischen Mitglieder 
und Funktionäre heranzutreten. Wir 
sollen den sozialdemokratischen Mit­
gliedern und Funktionären erklären: 
Wir sagen „nein“ gegen die Remili­
tarisierung und kämpfen gegen sie, und 
ihr sagt ebenfalls „nein“, denn ihr seid 
auch gegen die Remilitarisierung. 
Wohlan, laßt uns gemeinsam beraten, 
wie wirksam gekämpft werden kann 
und was getan werden soll.

Es ist sehr wesentlich, daß gerade 
die Kampffront in den Betrieben auf­
gebaut wird. Wenn es nicht zu mehr 
Streiks und Protestaktionen gekom­
men ist, dann deshalb, weil von der 
Bildung von Kampforganen und Aus­
schüssen in weitgehendem Maße ab­
gesehen wurde. Eine große Bedeutung 
kommt der Arbeit der Frauen zu. 
Dort, wo Delegationen von parteilo­
sen, kommunistischen und sozialdemo­
kratischen Frauen zu den Betriebsräten 
gegangen sind, wurde die Bewegung 
wesentlich verbreitert.

esse der deutschen Bourgeoisie, son­
dern auch im Interesse des USA- 
Imperialismus, sie ist ein Instrument 
der imperialistischen Aggression der 
USA und hat selbstverständlich mit 
Politik im Interesse der Arbeiter­
klasse nicht das geringste zu tun. 
Das wird z. B. durch die neue sozial­
demagogische Kampagne der rechten 
SPD- und Gewerkschaftsführung ganz 
offenbar. In der amerikanischen 
„Neuen Zeitung" erschien vor kur­
zem ein Artikel „Gleichheit ohne 
Klassenkampf", in dem erklärt wird, 
in den USA gebe es keinen Klassen­
kampf, sondern eine Ebenbürtigkeit 
von Unternehmern und Arbeitern. 
Dieser Artikel ist gewissermaßen das 
Signal für eine Kampagne in der 
Gewerkschaftspresse und der sozial­
demokratischen Presse Westdeutsch­
lands. In der „Welt der Arbeit" wird 
diese These in einem Artikel vom 
Hoffs aufgegriffen, der ausgehend von 
dem amerikanischen Beispiel, eine ge­
rechtere Verteilung des Sozialprodukts 
fordert. Der S’PD-Parteivorstand 
spricht von der Schaffung einer „So­
zialgemeinschaft". Mit der Entlarvung 
dieser sozialen Demagogie, die jetzt 
auf der Tagung der internationalen 
Sozialmilitaristen in Frankfurt von 

Philips bis zu der Losung des „euro­
päischen Sozialismus im Rahmen der

Eine der entscheidenden Aufgaben 
ist die weitere Verstärkung der Kam­
pagne gegen das Wehrgesetz in Ver­
bindung mit der Entwicklung einer 
breiten Aufklärung und Mobilisierung 
der Massen in unserer Republik. Ge­
genwärtig sind die Voraussetzungen 
zur Schaffung der Aktionseinheit 
wesentlich größer geworden, und es 
haben schon eine ganze Reihe von 
Parteiorganisationen der SPD Ent­
schließungen darüber gefaßt, daß par­
lamentarische Maßnahmen nicht ge­
nügen und daß sie außerparlamenta­
rische Maßnahmen fordern. Die große 
Möglichkeit für die Entfaltung der 
Aktionseinheit und die Entwicklung 
einer prinzipiellen Argumentation 
muß mit der Methode und den Maß­
nahmen verbunden sein, zu gemein­
samen Aktionen im Kampf gegen das 
Wehrgesetz und in der Kampagne um 
den Friedensvertrag zu kommen. Dann 
werden wir mit Hilfe der eigenen Er­
fahrungen der sozialdemokratischen 
Anhänger und der Massen die Bar­
riere, die durch die Manöver Schu­
machers und der anderen rechten 
sozialdemokratischen Führer aufge­
richtet wurde, niederreißen.

europäischen Verteidigungsgemein­
schaft" fortgeführt wurde, haben wir 
uns bisher zu wenig befaßt. Daher 
ist die Rolle der rechten sozialdemo­
kratischen Führer bei unseren Ge­
nossen und bei parteilosen Werk­
tätigen noch nicht genügend klar­
gestellt.

Die soziale Demagogie der rechten 
SPD-Führer und der reaktionären Ge­
werkschaftsführer ist zugleich ein 
Versuch, die wachsende Empörung 
der sozialdemokratischen und Ge­
werkschaftsmitglieder gegen die Wie­
derherstellung des Militarismus und 
Imperialismus, gegen die Politik Fettes 
und vom Hoffs aufzufangen. Das Auf­
treten der bayerischen Gewerkschaft­
ler und sozialdemokratischen Arbeiter 
ist ein deutlicher Ausdruck dafür, daß 
gemäß der sozialen Zusammensetzung 
der SPD, der Tatsache, daß die Mehr­
heit der SPD - Mitglieder Arbeiter, 
Werktätige sind, zwischen der Politik 
der rechten Führer und den Interessen 
der Massen eine tiefe Kluft besteht, 
die auch durch soziale Demagogie nicht 
überbrückt werden kann.

Indem wir in Theorie und Praxis 
unversöhnlich gegen die rechten 
SPD-Führer und reaktionären Gewerk­
schaftsführer kämpfen, müssen wir 
gleichzeitig geduldig und beharrlich 
die große Bedeutung der Einheit der 
Arbeiterklasse erklären, das Ver­
trauensverhältnis zu den sozialdemo­
kratischen Arbeitern festigen und sie 
in den aktiven Kampf für den frie­
den und die Einheit Deutschlands ein­
beziehen.
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